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B) Staatliche Gleichberechtigung der Konfeſſionen .

59 . Gegen die Zurückſetzung der Katholiken in der Kranken⸗

pflege hat der Abg . Gröber mit Nachdruck proteſtiert :
„ Es iſt der Fall des Profeſſors Dr . Zimmer in Berlin⸗Zehlendorf , wohn⸗

haft Königſtraße 19. Ein Fräulein aus Württemberg wollte ſich in der
Krankenpflege ausbilden laſſen — alſo eine Angelegenheit , die in ge—
wiſſem Sinne hier auch zur Beaufſichtigung ſeitens der Reichsbehörden und
ſpeziell des Reichsgeſundheitsamts gehört , gerade ſo gut wie die Durchführung
der ärztlichen Prüfungsordnung . Sie wandte ſich an dieſen Profeſſor
Dr . Zimmer und erhielt unter dem 8. Juni 1910 folgenden Brief — er iſt
nicht zu lang , ich kann ihn wörtlich verleſen —:

Gnädiges Fräulein ! Ihr Fragebogen iſt eingegangen , und ich er⸗
warte noch die weiteren Zeugniſſe . Als Krankenpflegeſchule für all⸗
gemeine Krankenpflege haben wir bisher nur das evangeliſche
Krankenhaus in Oberhauſen gehabt . Die Bedingung iſt , daß die
Schülerinnen evangeliſchen Bekenntniſſes ſind . Die Anſtalt fürchtet den
Eingriff des katholiſchen Prieſters durch den Beichtſtuhl und dadurch die
Störung unſerer dortigen Schweſternſchaft . Grundſätzlich iſt unſere
Schweſternſchaft interkonfeſſionell , ſo daß eine Aufnahme in dieſe
möglich wäre , wie denn ſchon eine Katholikin ihr angehört . Ich
hoffe aber , daß die Krankenhausverwaltung , da wir eine andere
Ausbildungsſtätte für allgemeine Krankenpflege zurzeit noch nicht
zur Verfügung haben , Ihnen eine Aufnahme geſtattet , falls Sie ver⸗
ſprechen , was Sie etwa im Beichtſtuhl Ihrem Seelſorger offenbaren ,
ebenſo auch der vorſtehenden Schweſter oder mir mitzuteilen , ( große
Heiterkeit im Zentrum ) damit alle Schwierigkeiten dadurch von vorn⸗
herein ausgeſchloſſen ſind . Ich bitte , ſich darüber freundlichſt erklären

zu wollen .
Ganz ergeben Dr . Zimmer .

( Anhaltende große Heiterkeit . )

Meine Herren , Sie haben dieſen Brief mit der gebührenden Heiterkeit
aufgenommen ; das iſt noch das beſte , was man einer ſolchen Behandlung
widerfahren laſſen kann . Es iſt ein Beiſpiel , in welcher Art und Weiſe ſolche
Fragen gegenüber einer konfeſſionellen Minderheit behandelt werden . Ich
meine , wir haben alle ein Intereſſe daran , dafür zu ſorgen und die Reichs⸗
behörden , ſpeziell das Reichsgeſundheitsamt und den Herrn Staatsſekretär
zu bitten , er möge für die Einhaltung der reichsgeſetzlichen Beſtimmungen
nicht bloß über die Geſundheitspflege , ſondern auch über die religiöſe Gleich⸗
berechtigung in ſeinem Reſſort ſorgen . “

( 30. Sitzung vom 19. März 1912 . St . B. S. 839 )

Staatsſekretär Delbrück erklärte , daß er nicht imſtande
ſei , hier einzugreifen , da es ſich um einen privaten Verein handle ;
Profeſſor Dr . Zimmer ſei evangeliſcher Geiſtlicher . Kommentar

überflüſſig .



*

60 . Gegen die Zurückſetzung jüdiſcher Medizinalpraktikanten

erhob der Abg . Gröber in derſelben Sitzung Proteſt .

„ In dem Falle Britz iſt ganz zweifellos klargeſtellt , daß ohne alle Rück⸗

ſich darauf , ob der betreffende Kandidat perſönlich akzeptabel war oder nicht,

lediglich wegen ſeines Glaubensbekenntniſſes die Zurückweiſung erfolgt iſt .

Wenn aber ein ſolches Verhalten der Krankenhausdirektoren ſo unbe⸗

ſchränkt geduldet würde und gar kein Verſuch gemacht würde , darauf einzu⸗

wirken , dann würde das hinauslaufen auf eine Verletzung des Geſetzes vom

3. Juni 1869 über die Gleichberechtigung der Glaubensbekenntniſſe auf ſtaat⸗

lichem Gebiet . Wenn man dem jungen Arzte ſeine Ausbildung in der Weiſe

vorſchreibt , daß er ein praktiſches Jahr bei der Krankenanſtalt Dienſte zu tun

hat , und wenn man dann nicht auch dafür ſorgt , daß er in der Lage iſt , dieſe

Dienſte leiſten zu können , dann wird er zurückgeſetzt und wird wie im vor⸗

liegenden Fall wegen ſeines Glaubensbekenntniſſes geſchädigt , zurückgeſetzt und

gekränkt . Das war gerade der Zweck des Reichsgeſetzes vom 3. Juni 1869 ,

das auf einem Antrag Wiggers beruht , derartige Benachteiligungen und Be⸗

ſchränkungen der bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Rechte zu verhindern .

Krankenanſtalten , die einen konfeſſionellen Charakter haben , ſind in der Lage,
einen ſolchen Kandidaten zurückzuweiſen ; da wird ſich auch ſchwerlich einer

melden , wenn er nicht im voraus weiß , daß er angenommen wird . Eine kon⸗

feſſionelle Krankenanſtalt kann z. B. auf Grund einer konfeſſionellen Stiftung

beſtehen . Wenn aber eine Krankenanſtalt aus öffentlichen Mitteln , aus

Mitteln der Allgemeinheit unterhalten wird , als eine öffentliche Anſtalt in

dieſem Sinne erſcheint , wie dies bei dem Kreiskrankenhaus in Britz der Fall

iſt , dann hat ſie nach meiner Ueberzeugung nicht das Recht , lediglich wegen des

Glaubensbekenntniſſes einen ſich meldenden Kandidaten zurückzuweiſen . “

( 30. Sitzung vom 12. März 1912 . St . B. S. 838 )

Staatsſekretär Delbrück hat zugeſagt , daß in dem er⸗

wähnten Falle eine Remedur eintritt .
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